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Nachdem die Netze der deutschen Hochseefischerei längst im Rahmen europäischer und weltweiter Rechtskonstrukte gekappt und weitgehend eingeholt wurden, die Kommunikationsnetze ebenfalls längs „privatisiert“, also in die Hände privater Eigentümer verschoben sind, wird nun auch die Planung, die sogenannten Verkehrsnetze, hier insbesondere das Straßennetz mit dem Schwerpunkt Autobahnen, an die gleichen US-Privateigentümer (kreativ als „Investoren“ bezeichnet) zu verschachern, immer deutlicher. Im Grauschleier medial nur am Rande, wenn überhaupt, erwähnter Machenschaften der als Bundespolitiker auftretenden Jahrmarktschauspieler wurde von dem Schröder-Regime dazu ein sogenanntes „Anti-Stau-Programm“ ins Leben gerufen. Als konkreten Kernpunkt dieses Tarngestrüpps gründete die Bundesregierung am 2. Oktober 2003 die Verkehrsinfrastruktur-Finanzierungsgesellschaft mbH (VIFG), deren einziger Gründungsgesellschafter die BRD war. Wo die Fahrt hingehen wird, zeigt sich nicht zuletzt durch die Aufnahme von Torsten Böger in die Geschäftsleitung, der direkt von der US-Gruppe PriceWaterhouseCoopers kam und dort verantwortlich für den PPP-Sektor war. PPP nun steht für Public Private Partnership, wieder so ein Begriff aus der Sozio-Politologen-Ecke, mit der eine Partnerschaft von Privaten und Öffentlichen Interessen umschrieben wird. Ein Kunstwort, in dem zwei völlig gegensätzliche Interessen „in Einklang“ gebracht werden, wobei unter dem Begriff tatsächlich immer ein Verschiebebahnhof zu verstehen ist, auf dem öffentliche Einnahmequellen und Leistungen in private Hände verschoben werden. 

Die sich etablierende Merkel-Regierung wird sich sicherlich in nicht allzuferner Zeit des „Anti-Stau-Programms“ und der VIFG annehmen, nachdem sie festgestellt hat, daß der Bundeshaushalt doch enorm entlastet werden kann, wenn alle Kosten für Bau und Instandhaltung von Autobahnen und Bundesstraßen komplett in die VIFG eingebracht werden, wozu dieser dann  - was sich eben nicht vermeiden läßt und aus Finanzierungsgründen erforderlich ist – auch das Eigentumsrecht an diesen Trassen übertragen werden muß. 

Was dann nur noch aussteht, ist eine entsprechende Anpassung in der Gesellschafterstruktur, d.h., der Bund zieht sich als Gesellschafter zurück bzw. verkauft seine Geschäftsanteile zur „Sanierung der anderen Haushaltspositionen“ an private „Investoren“. Daß diese - wie bisher immer - ihren Geschäftssitz in den USA haben, nun, das ist ganz einfach Zufall. Und schon gehört denen, mit deren Steuergeldern das gesamte Straßennetz erstellt und gewartet wurde, nichts mehr. Sie werden dann für die Benutzung „ihrer“ Straßen eine entsprechende Gebühr an ein Konsortium zahlen dürfen, dessen Firmenbezeichnung kaum aussagekräftiger hätte gewählt werden können: Toll Collect, die Kollekte der völlig toll Gewordenen!

